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Amtliche  
Bekanntmachungen

Bundestagswahl am 27. Sep-
tember 2009
Bekanntgabe
Am 15. Juli 2009 wurde an fol-
gender Stelle im Stadtgebiet Fürth 
Rathaus, Königstraße 88, 90762 
Fürth, die Bekanntmachung der 
Sitzung des Kreiswahlausschus-
ses über die Zulassung oder Zu-
rückweisung der eingereichten 
Kreiswahlvorschläge im Wahl-
kreis 243 Fürth für die Wahl zum 
17. Deutschen Bundestag am 27. 
September 2009 mit nachstehen-
dem Text durch öffentlichen An-
schlag bekannt gemacht.
Der Kreiswahlleiter des Wahlkrei-
ses 243 Fürth

BEKANNTMACHUNG
der Sitzung des Kreiswahlaus-
schusses über die Zulassung oder 
Zurückweisung der eingereichten 
Kreiswahlvorschläge im Wahl-
kreis 243 Fürth für die Wahl zum 
17. Deutschen Bundestag am 27. 
September 2009.
Die Sitzung über die Zulassung 
oder Zurückweisung der einge-
reichten Kreiswahlvorschläge fin-
det am 
31. Juli 2009, um 9 Uhr, im 
Ämtergebäude Süd, Schwaba-
cher Straße 170, 90763 Fürth, II. 
Stock, Zimmer 226, statt.
Der Zutritt zu dieser Sitzung ist je-
dermann gestattet (§ 10 Abs. 1 des 
Bundeswahlgesetzes -BWG-). Der 
Vorsitzende ist befugt, Personen, 
die die Ruhe und Ordnung stören, 
aus dem Sitzungsraum zu verwei-
sen (§ 5 Abs. 6 der Bundeswahlord-
nung  -BWO-).
Fürth, 15. Juli 2009, STADT FÜRTH
Christoph Maier, Kreiswahlleiter

Änderung der Verordnung der 
Stadt Fürth über die Sperrzeit 
von Freischankflächen von 
Gaststätten (Sperrzeitverord-
nung) vom 17. Juni 1996
Vom 10. Juli 2009
Aufgrund von § 18 Abs. 1 Satz 3 des 
Gaststättengesetzes – GastG – vom 

5. Mai 1970  (BGBl.  I. S.  465,  ber. 
S.1298), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 7. September 2007 (BG-
Bl. I. S. 2246) in Verbindung mit § 
1 Abs. 4 und § 10 der Verordnung 
zur Ausführung des Gaststättenge-
setzes – GastV – vom 22. Juli 1986 
(GVBl.  S.  295,  BayRS  7130-1-W), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27. Dezember 2004 (GVBl. S. 539, 
BayRS 1131-3-1) erlässt die Stadt 
Fürth folgende
Verordnung
§ 1
§ 1 Abs. 1 der Verordnung der 
Stadt Fürth über die Sperrzeit von 
Freischankflächen von Gaststätten 
(Sperrzeitverordnung) vom 17. Ju-
ni 1996, zuletzt geändert am 26. 
Februar 2003, wird wie folgt ge-
ändert:
In Satz 2 werden die Worte „vom 1. 
Juni bis 31. August“ durch die Wor-
te „vom 15. Mai bis 15. September“ 
ersetzt.
§ 2
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach 
ihrer Bekanntmachung im Amts-
blatt der Stadt Fürth in Kraft.
Vorstehende Verordnung wur-
de vom Stadtrat in der Sitzung 
vom 24. Juni 2009 beschlossen. 
Sie wird hiermit ausgefertigt und 
amtlich bekannt gemacht.
Fürth, 10. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Verordnung über das Baden so-
wie das Betreten und Befahren 
von Eisflächen im Stadtgebiet 
Fürth
Vom 6. Juli 2009
Die Stadt Fürth erlässt auf Grund 
von Art. 27 Abs. 1 des Gesetzes 
über das Landesstrafrecht und das 
Verordnungsrecht auf dem Ge-
biet der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung (Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz – LStVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 13. 
Dezember 1982 (GVBl S. 1098), 
zuletzt geändert durch Art. 27 Abs. 
2 des Gesetzes vom 22. Juli 2008 
(GVBl S. 421) folgende Verord-
nung:

§ 1
Verbote
Im Stadtgebiet Fürth ist es zur Ver-
hütung von Gefahren für Leben und 
Gesundheit verboten
a) in der Pegnitz, Regnitz, Rednitz, 
im Farrnbach und in der Zenn je-
weils im gesamten Lauf,
b) in der Bundeswasserstraße Main-
Donau-Kanal, im Hafen Fürth, im 
Bereich der Personenanlegestellen 
östlich der Zirndorfer Straße und 
westlich des Vorortes Unterfarrn-
bach sowie im Sportboothafen
und
c) im Waldmannsweiher
zu baden sowie Eisflächen auf die-
sen Gewässern zu betreten und zu 
befahren.
§ 2
Bußgeldvorschriften
Gemäß Art. 27 Abs. 4 Nr. 1 LStVG 
kann mit Geldbuße belegt werden, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig ent-
gegen den Verboten in § 1 dieser 
Verordnung in den dort genannten 
Gewässern badet oder Eisflächen 
auf diesen Gewässern betritt oder 
befährt.
§ 3
Inkrafttreten; Geltungsdauer
Diese Verordnung tritt am Ta-
ge nach ihrer Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Stadt Fürth in Kraft. 
Sie gilt 20 Jahre. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung der Stadt Fürth 
über das Baden sowie Betreten und 
Befahren von Eisflächen vom 13. 
Oktober 1989 außer Kraft.
Vorstehende Verordnung wurde 
vom Stadtrat in der Sitzung vom 
24. Juni 2009 beschlossen. Sie wird 
hiermit ausgefertigt und amtlich 
bekannt gemacht.
Fürth, 6. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung , Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Fraunhofer Institut für 
integrierte Schaltungen, IIS-Linac
Grundstück: Flugplatzstraße, Ge-
markung Unterfarrnbach, Flur-Nr. 
996/5

Antragsteller: Fraunhofer Gesell-
schaft e.V., Abteilung für Bau- und 
Liegenschaften, Hansastraße 27 c, 
80686 München
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft 
und erteilen gemäß Art. 68 der Bay-
erischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung für o. g. Bauvor-
haben.
Die Genehmigung zum Anschluss 
und zur Benutzung der städtischen 
Kanalisation wird nach der Maß-
gabe der als Anlage zu diesem Be-
scheid bezeichneten Bauvorlagen 
entsprechend der städtischen Ent-
wässerungssatzung (EWS) in stets 
widerruflicher Weise erteilt.
Die Zuständigkeit zur Entschei-
dung über den Antrag auf Erteilung 
der Anschluss- und Benutzungsge-
nehmigung ergibt sich aus § 10 der 
Entwässerungssatzung (EWS) der 
STADT FÜRTH vom 8. Dezember 
2005.
Die Widerrufsvorbehalte gründen 
sich auf § 8 Abs. 4, § 10 Abs. 10 
und 11 und § 14 Abs. 6 und 7 EWS.
Die Kostenentscheidung hinsicht-
lich der Genehmigung zum An-
schluss und zur Benutzung der 
städtischen Kanalisation beruht 
auf Art. 20 des Bayerischen Kos-
tengesetzes (KG) i. V. m. der Bei-
trags- und Gebührensatzung zur 
Entwässerungssatzung der STADT 
FÜRTH in der derzeit geltenden 
Fassung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage beim Bay-
erischen Verwaltungsgericht Ans-
bach, Postanschrift: Postfach 6 16, 
91511  Ansbach,  Hausanschrift: 
Promenade  24,  91522  Ansbach 
schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle dieses Gerichtes er-
hoben werden. Die Klage muss 
den Kläger, die Beklagte (STADT 
FÜRTH) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung die-
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nenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben, der angefoch-
tene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sol-
len vier Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
− BauGB −). Möglich ist ein Antrag 
zum Verwaltungsgericht Ansbach, 
die aufschiebende Wirkung der 
Klage wieder herzustellen (§§ 80a 
i. V. m.  80 Abs.  5 Verwaltungsge-
richtsordnung − VwGO −).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 
21. Juni 2007 wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des 
öffentlichen Baurechts und des 
Denkmalschutzrechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, ge-
gen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen. Die Klageerhebung in 
elektronischer Form (z. B. durch E-
Mail) ist unzulässig. Kraft Bundes-
rechts ist bei Rechtsschutzanträgen 
zum Verwaltungsgericht seit 1. Juli 
2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.
Die Akte des Genehmigungsver-
fahrens kann in der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 136, 
eingesehen werden.

Bauunterhalt 2010
für alle städtischen Gebäude 
(Amtsgebäude, Schulen, Kranken-
häuser, Heime etc.).
Gewerke:
1. Anstricharbeiten
2. Betoninstandsetzung
3. Blitzschutzarbeiten
4. Bodenbelagsarbeiten
5.  Dachdeckungs/-abdichtungsar-

beiten
6. Diamantbohren/-sägen
7. Drahtzaunarbeiten
8. Erd-, Mauer- und Betonarbeiten
9. Fernmeldeanlagen
10. Fernmeldesicherheitsanlagen
11. Fliesenarbeiten
12. Gerüstbauarbeiten
13. Heizung – Klima – Lüftung
14. Kanaluntersuchung/-reinigung
15. Klempnerarbeiten
16. Metallbau- /Schlosserarbeiten 
17.  Naturstein-/Betonwerksteinar-

beiten

18. Parkettarbeiten
19. Putz- und Stuckarbeiten
20. Rolladenarbeiten
21. Sanitärinstallation, Gas, Wasser
22. Starkstromarbeiten
23. Tischlerarbeiten
24. Trockenbauarbeiten
25. Verglasungsarbeiten
26. Wärmedämmungsarbeiten
27. Zimmerarbeiten
Die STADT FÜRTH bittet die inte-
ressierten Handwerksbetriebe ihre 
Bewerbungen bis spätestens 2. Sep-
tember 2009 an folgende Adresse 
zu senden:
Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 
Zentrale Submissionsstelle, Zim-
mer 002, Hirschenstraße 2, 90762 
Fürth. Telefon 974-31 06 und -31 07, 
Telefax 974-31 08. Bei Kontakt 
über E-Mail bitte folgende Adresse 
verwenden: submission@fuerth.de.
Die Angebotsunterlagen liegen bei 
der Bauaufsicht, Hirschenstraße 2, 
Zimmer 101, 90762 Fürth, Telefon 
974-31 65, zur Einsicht auf.
STADT FÜRTH
Baureferat

Widmung von Straßen und We-
gen
Im Vollzug des Bayerischen 
Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung  vom  5.  Oktober 
1981 (GvBl. S. 448, berichtigt 1982 
S. 149; BayRS 91-1-I) wird bekannt 
gegeben:
Mit Beschluss des Bauausschusses 
der Stadt Fürth vom 8. Juli 2009 
wird mit Wirkung vom Tage nach 
der Bekanntmachung in der Stadt-
zeitung der Stadt Fürth die nach-
folgende Straßenfläche gemäß Art. 
6 BayStrWG zur öffentlichen Ver-
kehrsfläche gewidmet:
Als beschränkt-öffentlicher Weg 
(Widmungsbeschränkung: Geh- 
und Radweg) wird das Grundstück 
Fl.Nr.  629/53 Gem. Burgfarrnbach 
gewidmet (Geh- und Radweg Ma-
gnolienweg).
Der Lageplan und die Verfügung 
zu dem Verfahren können im Tief-
bauamt, Hirschenstraße 2, Zimmer 
310, Montag bis Freitag von 8.30 
bis 12 Uhr eingesehen werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage bei dem Bay-
erischen Verwaltungsgericht in 
Ansbach, Postfachanschrift: Post-
fach 6 16, 91511 Ansbach, Hausan-
schrift: Promenade 24, 91522 Ans-

bach, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Stadt Fürth) 
und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Verfügung 
soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden.
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung:
Durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde 
das Widerspruchsverfahren im Be-
reich des Bayerischen Straßen- und 
Wegerechtes abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen die-
sen Bescheid Widerspruch einzule-
gen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z. B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.
Fürth, 10. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Einziehung von öffentlichen 
Verkehrsflächen
Im Vollzug des Bayerischen 
Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung  vom  5.  Oktober 
1981 (GVBl. S. 448, berichtigt 1982 
S. 149; BayRS 91-1-I) wird bekannt 
gegeben:
Mit Beschluss des Bauausschusses 
der Stadt Fürth vom 8. Juli 2009 
wird mit Wirkung vom Tage nach 
der Bekanntmachung in der Stadt-
zeitung der Stadt Fürth die nachfol-
gende Straßenfläche gemäß Art. 8 
BayStrWG eingezogen:
Eine Teilfläche des als Ortstraße 
gewidmeten Grundstückes Fl.Nr. 
1091/5 Gem. Fürth (Teilfläche vor 
Austraße 26 bis 32).
Der Lageplan und die Verfügung 
zu dem Verfahren können im Tief-
bauamt, Hirschenstraße 2, Zimmer 
310, Montag bis Freitag von 8.30 
bis 12 Uhr eingesehen werden.
Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Verfügung kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage bei dem Bay-
erischen Verwaltungsgericht in 
Ansbach, Postfachanschrift: Post-
fach 6 16, 91511 Ansbach, Hausan-

schrift: Promenade 24, 91522 Ans-
bach, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Stadt Fürth) 
und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsa-
chen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Verfügung 
soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteilig-
ten beigefügt werden.
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung:
Durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde 
das Widerspruchsverfahren im Be-
reich des Bayerischen Straßen- und 
Wegerechtes abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen die-
sen Bescheid Widerspruch einzule-
gen. Die Klageerhebung in elektro-
nischer Form (z. B. durch E-Mail) 
ist unzulässig.
Fürth, 10. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Ortsübliche Bekanntmachung 
des Einleitungsbeschlusses 
gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) zur Änderung der Be-
bauungspläne Nr. 271, Nr. 271c 
und Nr. 273 im Bereich der 
Hans-Vogel-Straße, Gemar-
kung Poppenreuth
Der Stadtrat der Stadt Fürth hat mit 
Beschluss vom 24. Juni 2009 das 
Verfahren zur Änderung der  Be-
bauungspläne Nr. 271, Nr. 271c und 
Nr. 273 mit der Zielsetzung Ver-
gnügungsstätten auszuschließen, 
im Bereich der Hans-Vogel-Straße, 
Gemarkung Poppenreuth förmlich 
eingeleitet (Änderungsbeschluss).
Der Beschluss, die Bebauungsplä-
ne zu ändern, wird hiermit gemäß § 
2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt 
gemacht.
Die Abgrenzung der Änderungsbe-
reiche kann dem Planblatt entnom-
men werden.
Der Beschluss, die Bebauungsplä-
ne Nr. 271, Nr. 271c und Nr. 273 zu 
ändern wird hiermit gem. § 2 Abs. 
1 BauGB ortsüblich bekannt ge-
macht.
Fürth, 6. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister
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Bekanntmachung
Vollzug des Bundesfernstraßenge-
setzes (FStrG)
Planfeststellung für den Neubau 
der Anschlussstelle Steinach an der 
BAB A 73 Nürnberg – Bamberg von 
km  25,950  bis  27,200  mit  Anbin-
dung an die Kreisstraße FüS 4 und 
die Straße „In der Schmalau“ durch 
die Stadt Fürth
hier: 2. Planänderung vom Juli 
2009 (Änderung naturschutzfach-
licher Unterlagen mit Anpassun-
gen)
Die Stadt Fürth hatte die Durchfüh-
rung des o.g. Planfeststellungsver-
fahrens beantragt. Das hierfür erfor-
derliche Planfeststellungsverfahren 
wurde mit Schreiben der Regierung 
von Mittelfranken vom 26. Septem-
ber 2006 eingeleitet und die Ausle-
gung sowie die Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange durchge-
führt. Der hierfür bereits ausgelegte 
Plan wurde seitens der Stadt Fürth 
geändert und erneut nach vorheriger 
Bekanntmachung von 10. November 
bis 9. Dezember 2008 ausgelegt (1. 
Planänderung).
Zwischenzeitlich hat die Stadt Fürth 
weitere naturschutzfachliche Plan-
unterlagen geändert und sich hieraus 
ergebende Änderungen in den übri-
gen Unterlagen vorgenommen. Für 
diese 2. Planänderung vom Juli 2009 
werden einschließlich der land-
schaftspflegerischen Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen Grundstü-
cke in den Gemarkungen Sack (Stadt 
Fürth) und Boxdorf (Stadt Nürn-
berg) beansprucht. Dieser geänder-
te Plan vom Juli 2009 liegt vom 31. 
August bis 30. September 2009 bei 
der Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, 
Abteilung Verkehrsplanung, Zim-
mer 302 (Technisches Rathaus, Ebe-
ne 3.1) während der Dienststunden 
Montag bis Donnerstag von 8.30 bis 
15.30 Uhr und Freitag von 8.30 bis 
12 Uhr zur allgemeinen Einsicht-
nahme aus.
1. Jeder, dessen Belange durch die 
2. Planänderung (Änderung na-
turschutzfachlicher Unterlagen 
mit Anpassungen) berührt wer-
den, kann bis spätestens zwei Wo-
chen nach Ablauf der Auslegungs-
frist, das ist bis zum 14. Oktober 
2009 bei der Stadt Fürth, Hirschen-
straße 2, 90762 Fürth, oder bei der 
Regierung von Mittelfranken, Pro-
menade 27, 91522 Ansbach, Einwen-
dungen gegen die 2. Planänderung 
schriftlich oder zur Niederschrift er-
heben. Die Einwendung muss den 

Kleinanzeigencoupon

❑  Gewerbliche Kleinanzeige
Gewerbliche Kleinanzeigen haben keinen priva
ten oder Gelegenheitscharakter. Hierzu gehören 
z.B. auch Dienstleistungsangebote von privat.
›› bis 4 Zeilen   ››  12,00 €
 jede weitere Zeile  ››  2,50 €
›› Buchung per Fax (0911/766 714 41) oder 
 E-mail: fsz@designdepartment.de
›› Zahlart: per Bankeinzug
›› alle Preise zzgl. 19% MwSt.

❑  Private Kleinanzeige
Als private Kleinanzeige gelten Anzeigen mit 
ausschließlich privatem oder Gelegen heits
charakter. Im Zweifelsfall entscheidet die An
zeigen verwaltung über die Einschätzung der 
Anzeigen texte. 
›› bis 4 Zeilen   ›› 5,50 €
 jede weitere Zeile  ››  2,00 €
›› Buchung per Fax (0911/78 72 503) oder 
 E-mail: fsz@designdepartment.de
›› Zahlart: per Bankeinzug oder Barzahlung

Anzeigentext (eine Zeile kann ca. 30 Zeichen enthalten und entspricht in etwa einer Druckzeile):

Nachfolgender Anzeigentext soll in die angekreuzte(n) Rubrik(en) eingestellt werden:
❑ Stellenmarkt biete/suche   ❑  Immobilien biete/suche   ❑  Vermietungen biete/suche   ❑  Kaufe & 

Verkaufe   ❑  Gesundheit & Wellness   ❑  Unterricht   ❑  Verschiedenes   ❑  Geschäftsempfehlung

Erscheinungsweise:    
❑  einmalig   ❑  mehrmals (Anzahl eintragen)   Ausgabe-Nr._______________________________
❑  12 Anzeigen unverändert >>   5 % Rabatt                 ❑  bis auf weiteres

❑  24 Anzeigen unverändert >> 10 % Rabatt                 ❑  jede Ausgabe     ❑  jede 2. Ausgabe

Firma Name

Straße HausNr.

PLZ Ort

Telefon Fax

Email

KontoNr. BLZ

Bank

Datum Unterschrift
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geltend gemachten Belang und das 
Maß seiner Beeinträchtigung erken-
nen lassen.
Nach Ablauf dieser Einwendungs-
frist sind Einwendungen ausge-
schlossen (§ 17a Nr. 7 Satz 1 FStrG). 
Einwendungen und Stellungnahmen 
der Vereinigungen sind nach Ablauf 
dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen 
(§17a Nr. 7 Satz 2 FStrG).
Bei Einwendungen, die von mehr als 
50  Personen  auf  Unterschriftenlis-
ten unterzeichnet oder in Form ver-
vielfältigter gleich lautender Tex-
te eingereicht werden (gleichförmi-
ge Eingaben), ist auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite ein 
Unterzeichner mit Namen, Beruf 
und Anschrift als Vertreter der üb-
rigen Unterzeichner zu bezeichnen. 
Andernfalls können diese Einwen-
dungen unberücksichtigt bleiben.
2. Diese ortsübliche Bekanntma-
chung dient auch der Benachrichti-
gung der
a) nach landesrechtlichen Vorschrif-
ten im Rahmen des § 60 des Bun-
desnaturschutzgesetzes anerkannten 
Vereine
b) sowie der sonstigen Vereinigun-
gen, soweit sich diese für den Um-
weltschutz einsetzen und nach in an-
deren gesetzlichen Vorschriften zur 
Einlegung von Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten vorgesehe-
nen Verfahren anerkannt sind (Ver-
einigungen)
von der Auslegung des Plans.
3. Die Anhörungsbehörde kann auf 
eine Erörterung der rechtzeitig er-
hobenen Stellungnahmen und Ein-
wendungen  verzichten  (§  17a  Nr.  5 
FStrG).
Findet ein Erörterungstermin statt, 
wird er ortsüblich bekannt gemacht 
werden. Ferner werden diejenigen, 
die rechtzeitig Einwendungen erho-
ben haben, bzw. bei gleichförmigen 
Einwendung wird der Vertreter, von 
dem Termin gesondert benachrich-
tigt (Art. 17 BayVwVfG). Sind mehr 
als  50  Benachrichtigungen  vorzu-
nehmen, so können sie durch öffent-
liche Bekanntmachung ersetzt wer-
den.
Die Vertretung durch einen Bevoll-
mächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftli-
che Vollmacht nachzuweisen, die zu 
den Akten der Anhörungsbehörde 
zu geben ist.
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in 
dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das 
Anhörungsverfahren ist mit Ab-

schluss des Erörterungstermins be-
endet.
Der Erörterungstermin ist nicht öf-
fentlich.
4. Durch Einsichtnahme in die Pla-
nunterlagen, Erhebung von Einwen-
dungen und Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder 
Vertreterbestellung entstehende 
Kosten werden nicht erstattet.
5. Entschädigungsansprüche,  soweit 
über sie nicht in der Planfeststellung 
dem Grunde nach zu entscheiden ist, 
werden nicht in dem Erörterungster-
min, sondern in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt.
6. Über die Einwendungen und Stel-
lungnahmen wird nach Abschluss 
des Anhörungsverfahrens durch die 
Planfeststellungsbehörde entschie-
den. Die Zustellung der Entschei-
dung (Planfeststellungsbeschluss) 
an die Einwender und diejenigen, 
die eine Stellungnahme abgegeben 
haben, kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzuneh-
men sind.
7. Vom Beginn der Auslegung des 
Plans treten die Anbaubeschränkun-
gen nach § 9 FStrG und die Verän-
derungssperre nach § 9 a FStrG in 
Kraft. Darüber hinaus steht ab die-
sem Zeitpunkt dem Träger der Stra-
ßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den 
vom Plan betroffenen Flächen zu (§ 
9 a Abs. 6 FStrG).
Fürth, 9. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung 
einer Baugenehmigung gemäß 
Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Errichten einer Warte-
halle mit wechselnder Werbung - be-
leuchtet
Grundstück: Würzburger Straße, 
Gemarkung Fürth, Fl.Nr. 1468/78
Antragsteller: DEGESTA mbH, 
Frankfurt
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft und 
erteilen gemäß Art. 68 der Baye-
rischen Bauordnung (BayBO) die 
Baugenehmigung widerruflich für 
o. g. Werbeanlage.
Der Widerruf ist zu erwarten, wenn 
die momentan stillgelegte Einfahrt 
zu Erschließungszwecken benötigt 
wird.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Kostenentscheid kann 
innerhalb eines Monats nach sei-

ner Bekanntgabe Klage beim Bayer. 
Verwaltungsgericht Ansbach, Post-
anschrift: Postfach 6 16, 91511 Ans-
bach, Hausanschrift: Promenade 24, 
91522 Ansbach  schriftlich  oder  zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerich-
tes erhoben werden. Die Klage muss 
den Kläger, die Beklagte (STADT 
FÜRTH) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag ent-
halten. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochte-
ne Kostenentscheid soll in Urschrift 
oder in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen vier Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.
Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage hat keine aufschieben-
de Wirkung. Möglich ist ein Antrag 
zum Verwaltungsgericht Ansbach, 
die aufschiebende Wirkung der Kla-
ge wieder herzustellen (§ 80 Abs. 5 
Verwaltungsgerichtsordnung − Vw-
GO −).
Hinweis zur Rechtsbehelfsbeleh-
rung
Durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung der Ver-
waltungsgerichtsordnung vom 21. 
Juni 2007 wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des öffentli-
chen Baurechts und des Denkmal-
schutzrechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Be-
scheid Widerspruch einzulegen. Die 
Klageerhebung in elektronischer 
Form (z. B. durch E-Mail) ist un-
zulässig. Kraft Bundesrechts ist bei 
Rechtsschutzanträgen zum Verwal-
tungsgericht seit 1. Juli 2004 grund-
sätzlich ein Gebührenvorschuss zu 
entrichten.
Die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens können bei der Bauaufsicht, 
Hirschenstraße 2, Zimmer 139, einge-
sehen werden.

Einziehung von öffentlichen 
Verkehrsflächen
Im Vollzug des Bayerischen Stra-
ßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) 
in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Oktober 1981 (GVBl. S. 448, 
berichtigt 1982, S.149, BayRS 91-1-
I) wird bekannt gegeben:
Es ist beabsichtigt, eine Teilflä-
che des als Ortstraße gewidmeten 
Grundstückes  Fl.Nr.  1091/5  Gem. 
Fürth (Teilfläche vor Austraße 22) 
einzuziehen. Die zur Einziehung 
vorgesehene Fläche wird als öffent-

liche Verkehrsfläche nicht mehr be-
nötigt.
Die Lagepläne und Verfügungen zu 
den Verfahren können im Tiefbau-
amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 223, 
Montag bis Freitag von 9 bis 12 Uhr 
eingesehen werden.
Fürth, 10. Juli 2009, STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

Öffentliche Ausschreibung
Öffentlicher Auftraggeber (Ver-
gabestelle): Stadt Fürth, Baurefe-
rat, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 974-31 06, Fax 974-31 08, E-
Mail: submission@fuerth.de, Inter-
net: www.fuerth.de.
Den Volltext der Be kannt ma chung-
(en) finden Sie ausschließlich im In-
ternet auf der Seite www.fuerth.de 
unter Fürther Rathaus/Ausschrei-
bungen.
Ausführung von Bauleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche 
Ausschreibung nach VOB. 
Maßnahme: Erweiterung, Umbau 
und Generalinstandsetzung des Ge-
bäudes Theaterstraße 7.
Art der Leistung: Stahlbauarbeiten.
Ort der Ausführung: Theaterstra-
ße 7, 90762 Fürth.
Voraussichtliche Ausführungs-
zeit: Oktober bis Dezember 2009.
Angebotseröffnung: 18. August 
2009, 14 Uhr.

Öffentliche Ausschreibung
Öffentlicher Auftraggeber (Ver-
gabestelle): Stadt Fürth, Baurefe-
rat, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 
Telefon 974-31 06, Fax 974-31 08, E-
Mail submission@fuerth.de, Inter-
net www.fuerth.de.
Den Volltext der Bekanntmachung 
finden Sie ausschließlich im Internet 
auf der Seite www.fuerth.de unter 
Fürther Rathaus/Ausschreibungen.
Ausführung von Lieferleistungen
Vergabeverfahren: Öffentliche 
Ausschreibung gemäß § 3 Nr. 2 
VOL/A.
Art der Leistung: Lieferung von 
2000 Tonnen Tausalz für den Stra-
ßenwinterdienst.
Ort der Ausführung: Spedition 
Zweckstätter,  Bremer  Straße  165, 
Nürnberg.
Vorgeschriebene Leistungsfrist: 1. 
bis 15. Oktober 2009.
Angebotseröffnung: 20. August 
2009, 15 Uhr. n




